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Als hypothetische „Selbstzahle-
rin“ ist mir persönlich nach

zwanzig Jahren Abtreibungsdebatte
der symbolische Gehalt des Urteils
gleichgültig. Ich kann schlicht die
ständige Wiederholung derselben
Bekenntnisse, sei es zur „grund-
sätzlichen Rechtspflicht“ oder zum
Selbstbestimmungsrecht der
Schwangeren nicht mehr hören.
Was die praktischen Ergebnisse be-
trifft, so wirkt sich dieses Urteil
sehr unterschiedlich aus, je nach-
dem, ob wir es aus west- oder ost-
deutscher Perspektive, aus ärztli-
cher Sicht oder mit Blick auf die
Pflichtberatung betrachten.

Als westdeutsche Bürgerin kann
ich mit Paradoxien umgehen. Es
stört mich nur noch am Rande, daß
das Urteil widersprüchlich und pa-
radox ist. Es garantiert im Ergebnis
die Letztentscheidung der schwan-
geren Frau, begründet dies aber mit
Grundsätzen, die radikal funda-
mentalistisch sind, etwa wenn es
von einer „Rechtspflicht zum Aus-
tragen eines Kindes“ ausgeht, also
eine Gebärpflicht für Gebärfähige
postuliert.

Als kulturell nicht ganz unemp-
findliches Wesen stört mich das
unsägliche Deutsch, in dem die
„Grundsätze“ formuliert sind. Of-
fenbar versagt die Sprache, wenn
das, was gesagt werden soll, über
das übliche Maß hinaus wider-
sprüchlich ist. Passagenweise
nimmt die Grundsätzlichkeit der
Leitsätze realsatirische Züge an:

»Rechtlicher Schutz gebührt dem
Ungeborenen auch gegenüber
seiner Mutter. Ein solcher Schutz
ist nur möglich, wenn der Ge-
setzgeber ihr einen Schwanger-
schaftsabbruch grundsätzlich

verbietet und ihr damit die
grundsätzliche Rechtspflicht auf-
erlegt, das Kind auszutragen.
Das grundsätzliche Verbot des
Schwangerschaftsabbruchs und
die grundsätzliche Pflicht zum
Austragen des Kindes sind zwei
untrennbar verbundene Elemen-
te des verfassungsrechtlich gebo-
tenen Schutzes.«(Leitsatz 3)
Juristische Laien verstehen nur

noch, daß es hier um grundsätzli-
che Bekenntnisse geht, also genau
um das, wozu Richter und Richte-
rinnen nicht bestellt werden, son-
dern Pastoren und Priester, Morali-
sten, Literaten und Talk-shows.

Als Bürgerin schließlich empört
mich das Urteil, und zwar wegen
der Ignoranz, mit der über die
praktischen Probleme hinwegge-
gangen wird, die dieses Urteil für
die neuen Bundesländer bringen
wird. Die knappen Ressourcen –
personell und materiell – müssen
künftig für eine aufwendige
Pflichtberatung verwendet werden,
von der alle Beteiligten wissen, daß
sie nur für eine kleine Gruppe von
Frauen erforderlich und sinnvoll
ist, nämlich diejenigen, die in ei-
nem für sie nur schwer auflösbaren
Konflikt Rat und Hilfe von außen
brauchen. Eine flächendeckende 
§ 218-Beratung, die den Anforde-
rungen entspricht, die dieses Urteil
formuliert, kostet sehr viel Geld,
bindet die Kräfte, die knapp sind
und an anderer Stelle sehr viel
dringender gebraucht werden, und
wird von den Frauen, die entschie-
den sind, nicht Mutter zu werden,
als Demütigung und Entmündi-
gung empfunden, wie denn sonst.
Es ist ein symbolisch sehr bedeut-
samer Unterschied, ob ich mich un-
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ter strafrechtlichem Zwang oder
freiwillig beraten lasse bzw.
zwangsberaten werde. Außerdem
wurde nicht bedacht, daß es in den
neuen Bundesländern in erster Li-
nie staatliche Klinken sind, die
Schwangerschaftsabbrüche vorneh-
men. Ihr Recht zu einem „rechts-
widrigen“ Eingriff hätte das Ge-
richt zumindest klarstellend fest-
halten sollen.

Damit sind wir beim konfusen
Wortspiel „straflos“ aber „rechts-
widrig“. Es hätte mir eingeleuch-
tet, wenn die Mehrheit sich zu ei-
ner Begründung durchgerungen
hätte, wie sie Richter Böckenförde
in seinem abweichenden Votum (zu
den Gründen, nicht dem Tenor) ge-
geben hat. Ich formuliere in mei-
nen Worten:

„nicht rechtmäßig“ sei nur die
Gesamtheit aller straflosen Ab-
brüche, also alle Abbrüche unter
Einschluß der lediglich „straflo-
sen“, aber nicht „rechtmäßigen“
Abbrüche der kleinen Teilgruppe
der Selbstzahlerinnen. Dies be-
deute im Umkehrschluß, daß die
bislang rechtmäßigen, da in ei-
nem Feststellungsverfahren als
indiziert und deshalb rechtmäßig
festgestellten Abbrüche auch
künftig rechtmäßig bleiben und
entsprechend von den Kranken-
kassen finanziert werden kön-
nen!
Bestätigt wird diese Leseart des

Urteils durch die Leitsätze 15. und
16., die durchgängig auf das Fest-
stellungsverfahren abstellen. Recht-
mäßig könne auch ein Abbruch nur
sein, wenn die Rechtmäßigkeit (ge-
richtlich überprüfbar) festgestellt
wird. Zuständig zur ggf. gerichtli-
chen Überprüfung wären nicht
mehr Strafgerichte, da die Straflo-
sigkeit feststeht, sondern Sozialge-
richte, da es um sozialrechtliche
Ansprüche geht.

Aber bis die Krankenkassenfi-
nanzierung geregelt ist, wird es
noch viel Streit geben, und die da-
mit gegebene Rechtssicherheit trifft
ausgerechnet die Frauen in den
neuen Bundesländern. Denn diese
haben keine Übung im Umgang
mit patriarchalen Urteilen. Das Ge-
richt schafft also Unsicherheit, wo
Klarheit und Rechtssicherheit, ge-
rade für die neuen Bundesländer,
notwendig gewesen wäre. Getrof-
fen werden somit ausgerechnet die
Verliererinnen der deutschen Eini-
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eine Rückkehr zum Staat an-
bahnt. Im Mittelpunkt mehrerer
Beiträge steht das schwierige
Verhältnis von Staat und Wirt-
schaft sowie die historische Ent-
wicklung des Staates. Die übri-
gen Beiträge geben einen umfas-
senden Einblick in das konkrete
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Da aber eine Streitkultur davon
lebt, daß nicht ständig dieselben
Argumente wiederholt werden,
breche ich an dieser Stelle ab und
betrachte die theoretischen Grund-
lagen des neuen Gesetzes und des
Urteilsspruchs. Ich beginne mit der
aufschlußreichen abweichenden
Meinung der Richter Mahrenholz
und Sommer. Im Gegensatz zur wi-
dersprüchlichen und sprachlich
unsäglichen Begründung der Mehr-
heit beschreiben sie die theoreti-
schen und praktischen Schwierig-
keiten jeder strafrechtlichen Regu-
lierung des Schwangerschaftsab-
bruchs in einer Sprache, die
juristisch präzise und allgemeinver-
ständlich ist. Sie zeigen, daß die
verfassungsrechtlich postulierte
Schutzpflicht des Staates keine mo-
ralische und rechtliche Entschei-
dung über eine Fristen- oder Indi-
kationenlösung präjudiziert. Denn
die staatliche Schutzpflicht gegen-
über dem werdenden Leben ist
mittlerweile mehr oder weniger
selbstverständliches Gedankengut.
Sie wird im Grunde von nieman-
dem bestritten, nicht von Radikal-
feministinnen, wie sich bei der De-
batte über Reproduktionsmedizin
und Gentechnologie zeigt, und
wohl auch nicht von Vertretern der
analytischen Ethik. Denn diese be-
finden sich in einem anderen Dis-
kurs. Sie streiten sich über das Le-
bensrecht oder das moralisch und
rechtlich relevante Interesse eines
Embryos oder Fötus, nicht über
staatliche Schutzpflichten. Ent-
scheidend ist die Frage, ob aus ei-
ner staatlichen Schutzpflicht eine
„Rechtspflicht“ der Schwangeren,
eine Gebärpflicht also, abgeleitet
werden kann.

Das abweichende Votum benutzt
zur Illustration des Denkfehlers der
Mehrheitsmeinung das Bild eines
Dreiecks. Es umschreibt ein fragi-
les Gleichgewicht zwischen der
Schutzpflicht des Staates, der
Rechtsstellung der Schwangeren
und dem Schutzgut (Embryo oder
Fötus). Aus einer Schutzpflicht des
Staates folgt logisch und juristisch
keine Rechtspflicht der Schwange-
ren. Es müssen vielmehr in einem
zweiten Begründungsschritt ihre
Rechte und Pflichten verhältnis-
mäßig bestimmt und zugeordnet
werden.

Jede überzeugende Begründung
für oder gegen ein Entscheidungs-

recht auf der einen bzw. einer
Rechtspflicht zum Austragen der
Schwangerschaft auf der anderen
Seite müßte in einen Disput eintre-
ten über die Rechte und Pflichten
der Schwangeren selbst und diese
im „Dreieck“ zwischen staatlicher
Pflicht, dem Schutz des Embryos
und den Rechten der Schwangeren
bestimmen. Da die Verfassung
selbst zu einer abschließenden Be-
wertung wenig hergibt, betonen
Mahrenholz und Sommer den „Ab-
wägungs- und Gestaltungsspiel-
raum“ der Gesetzgebung. Aus die-
ser Prämisse folgern sie, daß das
von der Gesetzgebung beschlosse-
ne Beratungsmodell Ausübung die-
ses Gestaltungsspielraums und des-
halb verfassungsmäßig sei. Sie hät-
ten auch weiter gehen können und
eine Fristenlösung mit Beratungs-
angebot als verfassungsgemäß po-
stulieren können. Aber das wäre
ein obiter dictum gewesen, zu dem
sie keine Veranlassung hatten. Im
folgenden möchte ich kurz einige
grundsätzliche Bedenken gegen
das gesetzlich vorgesehene Bera-
tungsmodell, also nicht nur gegen
das Urteil zum neuen Recht, vor-
bringen; denn eine sinnvolle Imple-
mentation hängt davon ab, daß die
theoretischen Prämissen gesehen
werden.

Die strafbewehrte Beratungs-
pflicht ist – straftheoretisch gese-
hen – eine Ungehorsamnorm. Mit
anderen Worten: künftig wird nicht
die Abtreibung selbst, sondern das
Unterlassen der Sozialberatung
strafbar sein. Die „Straftat“ liegt
streng genommen nicht in der Ab-
treibung, sondern im Ungehorsam
gegen eine mit Strafandrohung er-
zwungene positive Handlungs-
pflicht, und zwar einer Pflicht ganz
eigener Art. Ihr Inhalt ist Zwangs-
kommunikation: abbruchwillige
Schwangere müssen mit einer Be-
raterin einer staatlich anerkannten
§ 218-Beratungsstelle sprechen,
und zwar über höchstpersönliche
Probleme. Verweigern sie dies, ver-
hilft ihnen zur Straflosigkeit keine
Indikationsfeststellung mehr – wie
im Indikationenmodell.

Es erübrigt sich jeder Hinweis
darauf, daß eine solche Kommuni-
kationspflicht ebenso wie die Re-
gelungstechnik des neuen Gesetzes
(Gebotsnorm und Ungehorsam-
strafrecht) im System eines libera-
len Strafrechts „eigentlich“ nicht

zu rechtfertigen ist. Die Legitimität
des liberalen Strafrechts beruht
darauf, daß es in einer liberalen
Gesellschaft nur eng begrenzte Un-
terlassungspflichten geben soll.
Ziel legitimen Strafrechts ist es, ei-
nen Kernbestand an Rechten und
Rechtsgütern von Individuen gegen
eine Verletzung durch andere Indi-
viduen zu garantieren. Aus diesem
Grunde sollte sich jedes liberale
Strafrecht an möglichst präzise ab-
grenzbaren Verbotsnormen orien-
tieren. Es ist leicht nachvollziehbar,
daß eine so weitgehende Hand-
lungspflicht die Grenzen eines libe-
ralen Strafrechts schon immer ge-
sprengt hat. Um die rigide Konse-
quenz abzumildern haben alle
Strafgesetzbücher Ausnahmen von
der generellen Gebärpflicht vorge-
sehen. Dem folgt auch das neue
Recht. Es verabschiedet sich im
Grunde von einer strafbewehrten
Gebärpflicht und weicht auf eine
strafbewehrte Beratungspflicht aus.
Dies bedeutet im Ergebnis: die po-
sitive Handlungspflicht des neuen
Strafgesetzes ist eine aus der
Rechtspflicht zum Austragen der
Schwangerschaft abgeleitete Kom-
munikationspflicht. Ihre Grenzen
lassen sich nicht präzise ziehen.

Nimmt man aber das Persönlich-
keitsrecht der Schwangeren ernst –
und zu dieser Frage werden sich
künftig Gesetzgebung und Recht-
sprechung äußern müssen – dann
kann von der Beratungspflicht
nicht viel mehr übrig bleiben als ei-
ne passive Duldungspflicht, also
ein im Ergebnis einseitiges Bera-
tungsgespräch, das die Schwangere
– unter Strafzwang – über sich er-
gehen lassen muß, es sei denn, sie
wünscht eine Konfliktberatung.
Aber dann ist die Beratung ein An-
gebot, das freiwillig genutzt wird.
Der schlichte Zwang, die Bera-
tungsstelle aufzusuchen, mag gera-
de noch vertretbar und praktikabel
sein. Aber was darüber hinausgeht,
ist illegitim. Wir werden sehen, wie
die Praxis des neuen Rechts ausse-
hen wird. Eines ist jetzt schon si-
cher: es wird regional unterschied-
lich ausgestaltet sein. So gesehen
bleibt vieles wie es war.
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gung, nämlich zur Zeit arbeitlose
und alleinerziehende (aktuelle und
potentielle) Mütter.

Unbegreiflich also der Stolz der
Prozeßvertreter des teilweise für
nichtig erklärten Kompromißgeset-
zes. Es ist offenbar schwer, offen
zuzugeben, daß sie einen Schritt
nach vorne und zwei zurück ma-
chen müssen. Abbrüche in Klini-

ken sind künftig strittig, das Über-
prüfungsrecht der Krankenkassen
wohl unausweichlich. Die Bera-
tungssituation eher verschlechtert.
Immerhin: verbessert ist die
Rechtslage für abbrechende Ärzte
und Ärztinnen. Aber auch hier ist
folgendes zu bedenken:

„Memmingen“ war nur möglich,
weil das Bayerische Landesrecht
das Beratungsangebot so regu-
liert hat – und daran wird sich in
Zukunft nichts ändern –, daß es
von eher schüchternen Frauen
als große Belastung empfunden
wurde, der sie sich – selbst auf
die Gefahr der Bestrafung – ent-
ziehen wollten. Daran ändert
sich künftig nichts, aber auch
gar nichts. Die „Memminger
Verfahren“ waren nur möglich,
weil auch das Indikationenmo-
dell eine Zwangsberatung vorge-
schrieben hat, deren organisato-
rische und inhaltliche Ausgestal-
tung die Bundesländer so
gestalten konnten und können,
daß der Zwang zur Beratung
„abschreckend“ wirkt. Wenn ein
Bundesland eine patriarchale
Politik mit der Abtreibung betrei-
ben will, dann ist dies auch künf-
tig möglich.

»Wir werden sehen,
wie die Praxis des
neuen Rechts aus-
sehen wird. Eines
ist jetzt schon
sicher: es wird
regional unter-
schiedlich ausge-
staltet sein. So ge-
sehen bleibt vieles,
wie es war.«
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